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Bruno Molitor

Stunde der 
Verbraucher­
politik

Wahlplattformen und Par- 
teien-lnserate sind wieder 

voll im Schwange; es nähert sich 
der Wahltermin. Der Bundesbür­
ger tut gut daran, dem Bombar­
dement von Angeboten mit Un­
befangenheit zu begegnen. Er 
sollte die wirtschaftlichen Ver­
sprechen und mehr noch das 
konkrete Verhalten von Regie­
rung und Opposition mit der Elle 
des Konsumenten messen, die 
schließlich den Ausschlag gibt. 
Denn dies ist die Stunde einer 
verbraucherorientierten Politik.

Der Aufschwung startet dies­
mal auf dem Niveau einer Preis­
steigerungsrate von mehr als 
5% . Das ist entschieden zu 
hoch. Überdies scheint sich eine 
sachlich vollkommen berechtigte 
Erwartung der Verbraucher dies­
mal nicht zu erfüllen: daß näm­
lich die Degression der Stück­
kosten, die sich auf dem Wege 
aus der Rezession zu einer bes­
seren Auslastung der vorhan­
denen Produktionskapazitäten 
gleichsam von selbst ergibt, über 
günstigere Güter- und Dienst­

leistungspreise weitergegeben 
wird. Umgekehrt sieht ein Groß­
teil der Produzenten in der wie­
der zunehmenden Konsumgüter­
nachfrage offenbar eine Auffor­
derung, erst einmal die Preise 
heraufzusetzen —  ein typisches 
Anzeichen, daß man mit einem 
Liquititätsüberschuß rechnet. 
Und schließlich läßt auch das 
freudige Erstaunen mancher Po­
litiker über die sich unvorher­
gesehen schnell füllenden öffent­
lichen Kassen wenig Gutes ah­
nen. Zweifel kommen auf, ob die 
heiligen Schwüre zur Sparsam­
keit und zur Rückkehr zu einer 
soliden Finanzpolitik lange Vor­
halten werden. Dies alles macht 
es nicht eben unwahrscheinlich, 
daß wir uns nicht lange nach den 
Wahlen einer Inflationsrate ge­
genübersehen könnten, die die 
Opfer der Rezessionsperiode als 
umsonst erbracht erscheinen 
läßt.

Fragt der Verbraucher bei sei­
nen Einkäufen nach den Grün­
den der erhöhten Preisforderun­
gen, lautet in der Regel die Ant­
wort, daß die „Kosten“ gestie­
gen seien. Offenbar sind sich die 
Anbieter nicht im klaren darüber, 
wie sehr das Argument einem 
planwirtschaftlichen Ideenkreis 
zugehört. Handelt es sich zum 
Beispiel um eine Erhöhung der 
Stundenlöhne, so ist das in der 
Marktwirtschaftsordnung keines­
wegs ein hinreichender Grund, 
um die Güterpreise folgen zu 
lassen. Denn einmal hat eine ge­
gebene Gewinnrate pro Stück 
nicht den Charakter einer sakro­
sankten Größe, die auf jeden 
Fall bewahrt werden müßte; 
die Gewinnsumme kann durch 
einen verstärkten Mengenabsatz 
gleichwohl unberührt bleiben, 
aber just diese Chance wird 
durch die heraufgesetzten Preise 
verbaut. Und wo bliebe zum an­
deren die Königsaufgabe des 
freien Unternehmers, wenn er 
die Kostensteigerung nicht durch 
Rationalisierungen und Innova­
tionen aufzufangen suchte? Im 
Fall schließlich, daß in der ge­
gebenen Situation beide Anpas­
sungswege bereits ausgeschöpft 
sind: nun, dann hätten die Ar­
beitgeber den gewerkschaft­

lichen Lohnforderungen stärke­
ren Widerstand zu leisten —  um 
der gesamtwirtschaftlichen Sta­
bilität willen.

Natürlich geht es nicht um das 
Verhalten der privaten Anbieter 
allein. Ebenso sind die staatlich 
„administrierten“ Preise ange­
sprochen. Ihr Anteil am Waren­
korb der mittleren Verbraucher­
gruppe macht inzwischen gut 
30%  aus. Und im Schnitt der 
letzten 15 Jahre sind sie auffal­
lend stärker gestiegen als die 
freien Preise. Ja, es zeigt sich 
hier ein bemerkenswerter „Zy­
klus“ : die Rate der administrier­
ten Teuerung lag in Wahljahren 
deutlich niedriger als in den Pe­
rioden danach. Hier ergibt sich 
denn auch ein erster Ansatz­
punkt für eine zeitgemäße Ver­
braucherpolitik. Der „Zyklus“ 
muß für 1977 und danach unter­
brochen werden und jeder Ver­
such, die politischen Preise an­
zuheben, öffentlich aufs Korn ge­
nommen werden.

Zweitens sind die Verbraucher­
interessen auf der institutionel­
len Ebene mit einer Unterabtei­
lung „Verbraucherschutz“ und 
dazu noch im Ministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit 
nicht angemessen repräsentiert. 
Sie sollten endlich ministeriell 
mit dem gleichen politischen Ge­
wicht vertreten werden wie etwa 
das Arbelts- oder das Landwirt­
schaftsressort. Drittens gilt es, 
die für den Verbraucher unent­
behrliche Funktion des Kartell­
amtes sachlich und personell 
aufzubessern. Viertens ist das 
Institut der öffentlich approbier­
ten Warentests auszubauen und 
wirksamer zu gestalten. Und fünf­
tens hat sich die regierungs­
unabhängige Bundesbank wei­
terhin als der beste Verbündete 
der Verbraucher zu erweisen. 
Die Rede, daß es mit der wirt­
schaftlichen „Globalsteuerung“ 
nicht klappe, sagt bestenfalls die 
halbe Wahrheit. Die Geldpolitik 
„w irkt“ durchaus, zuweilen sogar 
besser, als es manchem Infla­
tionssünder lieb ist. Wenn etwas 
nicht funktioniert hat, dann ist es 
die bisweilen maßlos über­
schätzte staatliche Finanzpolitik.
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